Stellungnahme

Nachdem ein Kommentar in der UNTIAT 1/2003 für einiges Aufsehen gesorgt hat, bemühen wir uns im Folgenden um einige grundlegende Klärungen. Der Kommentar „Kommunistennazis?“ wurde nicht zuletzt aufgrund seiner unsachlich-polemischen Form beanstandet; eine vernünftige Auseinandersetzung mit den angeschnittenen Themenkomplexen werde durch diese Form verunmöglicht, so lauteten sinngemäß oftmals geäußerte Vorwürfe. Die für einen derartigen Kommentar notwendige Zuspitzung mag bei einigen Formulierungen in besagtem Fall tatsächlich in Verkürzung umgeschlagen sein, deshalb stehen wir nicht an, die Auseinandersetzung auf sachlicher Ebene fortzuführen.

Uns geht es mit dieser Stellungnahme darum, einen Prozess der Verständigung einzuleiten; hierzu ist eine Klärung der Positionen unabdingbar. Keinesfalls ist unser Ziel, die Selbstzerfleischung der Linken anzuheizen; Kritik muss aber genauso zulässig sein wie die Anerkennung und Respektierung von Differenzen in der politischen Einschätzung. In jedem Fall sollte eine Verunmöglichung solidarischer Zusammenarbeit von linken Gruppen oder Personen vermieden werden.

Konkret geht es um unser Verhältnis zu Positionen, welche von VertreterInnen jenes Spektrums innerhalb der Linken vertreten werden, die landläufig wahlweise als „antinational“ oder „antideutsch“ bezeichnet werden bzw. sich selbst so bezeichnen. Eine kritisch-solidarische Auseinandersetzung mit den aus „traditionellem“ linken Blickwinkel oft eigenwilligen Einschätzungen, welche von „antinationaler“ Seite vor allem zu den Themenkomplexen „Israel/Palästina“, „Antisemitismus“, „Imperialismus/Antiimperialismus“, „Nation/Nationalismus“, in letzter Zeit verstärkt auch zur sogenannten „Anti-Globalisierungs-Bewegung“ u.v.m. zu vernehmen sind, hat eine längere Tradition in der UNITAT; dies belegend wird auch im Folgenden auf einige der entsprechenden Beiträge verwiesen.

Die Anfang der 90er Jahre im sich wiedervereinigenden Deutschland entstandene Strömung der „antinationalen Linken“ brach mit bestimmten Traditionen der kommunistischen Bewegung, vor allem betreffend der Einschätzung der Rolle und Funktion von Klasse, Staat, Nation etc. Gleichzeitig reihten sich die „antinationalen“ Analysen – bewusst oder unbewusst – in solche anderer teils in Widerspruch zur ArbeiterInnenbewegung stehender politischer Bewegungen ein. Vor allem die „Neu“bewertung von Staat und Nation bzw. Nationalstaat zeigt ein gewisse Nähe zu anarchistischen Ansätzen; zusammenfassend steht die „antinationale“ Strömung „in der Tradition eines klassenneutralen Antiautoritarismus und war gleichzeitig eine Reaktion auf die deutsche Vereinigung, die ihrer selbst willen und nicht als Ergebnis einer historischen Niederlage der internationalen und deutschen Arbeiterbewegung beklagt wurde.“
 Widersprüchlich erscheint bei einer näheren Auseinandersetzung, dass dem Anspruch, die Auseinandersetzung mit Nation und Nationalismus innerhalb der Linken einen höheren Stellenwert zu verleihen, zu keinem Zeitpunkt im positiven Sinne Rechnung getragen werden konnte. Vielmehr scheint es zu einer Mythologisierung von Begriffen wie  „Nation“ und „Volk“ gekommen zu sein. Keine andere linke Gruppierung oder Bewegung während der letzten Jahrzehnte hat soviel Bezug auf „völkische Kollektive“ genommen, bei gleichzeitiger Hintanstellung von Klassenanalyse: „Kennzeichnend für das ‚Antinationale’ war stets das Denken in nationalen Kategorien.“
 Umso unverständlicher wird vor diesem Hintergrund der Vorwurf „antinationaler“ Gruppen oder Personen gegenüber VertreterInnen „traditioneller“ linker Positionen, an der Losung der „internationalen Solidarität“ zeige sich die Unfähigkeit Letztgenannter, über Existierendes hinausdenken zu können. Vielmehr scheint es umgekehrt so zu sein, dass durch die Verweigerung, reale Widersprüche, die sich aus der Existenz von Nationalstaaten ergeben, in die politische Analyse, aber auch in die politische Strategie einfließen zu lassen, und dem Versuch, stattdessen politische Strategien zu entwickeln, die Nicht-Existenz von Nationen und Staaten voraussetzen, real existierende politische Widersprüche eher verschärft werden. Die Israel/Palästina-Problematik respektive die utopischen Lösungsvorschläge verschiedenster linker Strömungen deuten jedenfalls darauf hin. Internationalismus hingegen eröffnet die Möglichkeit, jene Widersprüche einer Lösung zuzuführen, welche sich aus der Existenz von (klassenmäßig strukturierten) Nationalstaaten ergeben: „Der Internationalismus signalisiert im Sinn von Aufhebung und Bewahrung die Endlichkeit der Nationen, während der Antinationalismus über die bloße Antithese nicht hinauskommt und im Bannkreis der Nation verharrt.“

In den ersten Jahren räumte diese neue Strömung innerhalb des linken Spektrums zunächst mit den „völkischen und antisemitischen Stereotypen, die gerade in der linken Palästinasolidarität der 70-er und 80-er Jahre die Diskussion entscheidend mitgeprägt haben“
 radikal auf und dies war auch eine notwendige und begrüßenswerte Neueinschätzung von in diesen politischen Zusammenhängen vorhandenen (Vor)urteilen und reduktionistischen Analysen. Wie letztlich so oft, wurde jedoch das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, und anstelle einer differenzierten und systematischen Auseinandersetzung mit allen völkischen Stereotypen beließ man es beim Hinweis auf den Antisemitismus, ohne dessen Ursachen und tatsächlichen Erscheinungsformen überzeugend auf den Grund zu gehen; und, daraus folgend, auch ohne überzeugende Strategien wider den Antisemitismus anbieten zu können: „Als vermeintlich wirkungsvolle Methode im Kampf gegen Antisemitismus wurde nun eine Dämonisierung der arabischen Menschen im Allgemeinen und der PalästinenserInnen im Speziellen vorgenommen.“
 

Letzteres bekam gerade nach dem 11. September und den innerlinken Debatten um die Einschätzung dieses Ereignisses wieder neue Nahrung. Die Kategorie „islamischer Faschismus“ wurde geboren und prompt auf palästinensische Terrororganisationen, das Taliban-Regime oder Saddam Hussein unterschiedslos angewandt. Derartige Klassifikationen werfen natürlich diverse Probleme politischer und theoretischer Natur auf. Zum einen bedingt die Charakterisierung unterschiedlichster arabischer Menschen, Bewegungen und Länder als „faschistisch“ eine gefährliche Verharmlosung und Entwissenschaftlichung des Faschismus-Begriffes. Faschismus ist hierbei kein Herrschaftssystem mit bestimmten politischen und ökonomischen Implikationen mehr, sondern ein diffuses Konglomerat von moralisch Abzulehnendem: „Dass bei derartigen Parallelen solch ‚nebensächliche’ Dinge wie der Unterschied zwischen Form und Struktur, Motivation bzw. Kontext auf der Strecke bleiben, ist nur eine Sache. Überraschend ist allerdings, dass hier die ProponentInnen der Antideutschen in ihrem germanozentischen Agitationsfieber eine ansonsten vehement abgelehnte Nivellierung der Besonderheiten des deutschen Faschismus lässlich in Kauf nehmen.“

Abgesehen von der Rücknahme eines wissenschaftlichen Faschismus-Begriffes kam und kommt es hierbei zu Vergleichen von Unvergleichbarem. Dieser Mangel an Differenziertheit jedoch bewirkt nichts anderes als die weitere Produktion und Reproduktion alter und neuer Stereotypen: „Dass ausgerechnet jene, die vor lauter – nicht wenig moralisch aufgeladener – Kritik an den angeblichen ‚Verkennungen, Verkürzungen, Verklärungen und Ausblendungen’ der traditionellen Linken ihre eigenen (im konkreten Fall klar rassistischen) Ressentiments nicht mehr zu reflektieren imstande sind und ein Bild der Araber, der Muslime und des Islam entwerfen, die anderen Dämonisierungen kaum nachstehen, stellt den ‚kritischen KritikerInnen’ gewiss kein gutes Zeugnis aus. Schneller als ihnen lieb ist tauschen sie ‚Kritik’ durch Projektionen und Ressentiments aus.“

Ein weiteres beliebtes Argumentationsmuster ist jenes vom „strukturellen Antisemitismus“, welcher sich weniger in konkreten Vorurteilen gegen Menschen jüdischen Glaubens, den Staat Israel etc. äußere, sondern in spezifisch antisemitischen Denkmustern, welche u.a. von einer besonderen Anfälligkeit verschwörungstheoretischen Argumentationslinien gegenüber gekennzeichnet seien. Hierzu werden u.a. aktuelle Erscheinungsformen von Antiamerikanismus, „verkürzter“ Kapitalismuskritik, aber - in Nichtzurkenntnisnahme theoriegeschichtlicher Realitäten - auch der Leninsche Begriff des „Finanzkapitals“ gezählt.

Grundsätzlich wäre hiezu zu bemerken, dass eine Sensibilisierung bezüglich antisemitischer Stereotypen eine wichtige Aufgabe ist, gerade in Zeiten wie diesen und gerade in einem Land wie diesem. Das Subsumieren jeglichen undifferenzierten Denkens unter das Label „Antisemitismus“ führt jedoch zu einer inflationären Anwendung dieses Begriffs, einer Abstumpfung und letztlich zu einer Verharmlosung von Antisemitismus.

Die dezidierte Ablehnung der Friedensbewegung gegen den Irak-Krieg und die pauschale Diffamierung selbiger als antisemitisch ist das traurige politische Resultat derartiger „Theorie“.

Ein im österreichischen Umfeld dieser Strömungen in letzter Zeit häufig auftauchendes Schlagwort ist jenes der „Querfront“, also der gemeinsamen politischen Aktion linker und rechter Gruppierungen oder Personen. Der Querfront-Vorwurf geht zum einen in Richtung antiimperialistischer Gruppierungen, welche infolge ihrer häufig undifferenzierten Positionen in der Israel/Palästina-Frage die Nähe zu Personen oder Gruppierungen nicht meiden, denen offener Antisemitismus nicht abgesprochen werden kann. Aber auch die Anti-Globalisierungs-Bewegung ist vom Vorwurf, gemeinsame Sache mit Rechten zu machen, nicht frei. Als Beispiele wurden hier in Zusammenhang mit verschiedenen Ereignissen – zuletzt dem Austrian Social Forum – unter anderem das Auftreten von fragwürdigen esoterischen Initiativen genannt. Daraus eine „Querfront“, also eine bewusste gemeinsame politische Aktion von Linken und Rechten zu konstruieren, schießt jedoch weit übers Ziel hinaus. Bizarre Polit-Scharlatane, die nicht zuletzt durch Anti-Globalisierungs-Bewegung und Sozialforen Morgenluft wittern, sind kaum der Analyse wert; dass es im Zusammenhang mit den genannten Bewegungen und Aktionen, an denen nicht ausschließlich akademisch gebildete KapitalismusforscherInnen teilhaben, zu „verkürzter Kapitalismuskritik“ kommt, ist klar, sollte Linke aber eher dazu animieren, sich in die existierenden Debatten einzumischen, als besserwisserisch Abgrenzung zu üben. Dasselbe gilt für die in den diversen antiimperialistischen Zusammenhängen auftretenden Reduktionismen: statt die Entstehung eines antisemitischen Konsens in Teilen der Linken oder der Friedensbewegung als self-fulfilling prophecy schon um des eigenen Weltbildes Willen herbeizusehnen, ist das Vorbringen von Analyse, Kritik und Argumenten in diesen Bewegungen vonnöten.
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